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Anträge und Beschlüsse

Antrag 113/I/2019

Beschluss
Annahme in der Fassung der AK

„Gute Arbeit“ für Volkshochschuldozent*innen

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Berliner Abgeordnetenhauses und des Senats werden aufgefordert, in Umset-

zung unserer Beschlusslage zur Verbesserung sich bei der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie sowie der

Senatsverwaltung für Finanzen für eine Verbesserung der Situation des Lehrpersonals an Volkshochschulen einzusetzen. Zu

den konkreten Maßnahmen zählen:

 

• Die Ersetzung der „flexiblen Honorarbandbreiten“ für den VHS-Bereich durch eine vereinfachte, transparente und kon-

tinuierlich angepasste Honorarordnung für Lehr- und Weiterbildungsberatungskräfte. Anzustreben ist die einheitliche

Mindestvergütung einer geleisteten Unterrichtsstunde (einschließlich der Vor- und Nachbereitung) mit 35 Euro für alle

Volkshochschuldozent*innen.

• Die Zahlung von Kranken- und Sozialversicherungszuschüssen, Urlaubs- und Krankengeld für maximal sechs Wochen

sowie das Recht auf jährliche Bildungsfreistellung werden „arbeitnehmerähnlichen“ Volkshochschuldozent*innen wei-

terhin zugesichert. Zudem sind die Verpflichtungen gegenüber den „arbeitnehmerähnlichen“ Lehrkräften in folgenden

Bereichen zu aktualisieren:Mutterschutz, Elternzeit, Recht auf Rückkehr an vergleichbaren Arbeitsplatz,Wegfall der drei

unbezahlten Karenztage bei Krankheit mit vollständiger Honorarfortzahlung ab dem ersten Krankheitstag, Übernahme

von Fortbildungskosten, Zahlung einer Mobilitätspauschale (Jobtickets).

• Die vollständige Finanzierung der an die Tarifentwicklung im öffentlichen Dienst angepassten jährlichen Honorarerhö-

hungen für Volkshochschuldozent*innen durch das Land Berlin.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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